
28                                                          DER FORTSCHRITTLICHE LANDWIRT • www.landwirt.com                                            Heft 24 / 2011

Das Eigentumsrecht ist in unseren
Rechtssystemen das höchstbewertete
Recht und Bestandteil der Österreichi-
schen Bundesverfassung Art. 5 des
Staatsgrundgesetzes über die Allgemei-
nen Rechte der Staatsbürger vom
21.12.1867, RGBI Nr. 142 lautet: „Das
Eigentum ist unverletzlich. Eine Ent-
eignung gegen den Willen des Eigen-
tümers kann nur in den Fällen und in
der Art eintreten, welche das Gesetz
bestimmt.“ Artikel 149 Abs. 1 BVG re-
gelt den Eigentumsschutz. Eine zweite
Säule des Eigentumsschutzes findet sich
im Art 1 Abs. 1 ZPMRK (Zusatzproto-
koll zur Europäischen Menschenrechts-
konvention).

Öffentliches Interesse 
versus Eigentumsschutz

Eingriffe in das Eigentums-Grund-
recht bedürfen neben einer gesetzlichen
Grundlage auch des Vorliegens eines
öffentlichen Interesses. Das öffentliche
Interesse bildet demnach die Ausnahme
von einer grundsätzlich verbotenen

Maßnahme. Zudem muss jeder Eigen-
tumseingriff dem Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit entsprechen und an-
gemessen sein. Nutzungsregelungen
(Dienstbarkeiten) sind demnach leichter
durchsetzbar als der vollständige Eigen-
tumsentzug (Grundeinlöse). Eigentums-
eingriffe sind zu entschädigen; entschä-
digungslose Enteignungen sind unzu-
lässig. Die unstrittige Zuordnung eines
im öffentlichen Interesse agierenden
Enteigners wird zunehmend schwie -
riger bzw. rechtlich problematischer.
Wo liegt die Unterscheidung der Markt-
teilnehmer in solche mit und ohne öf-
fentlichem Interesse? Wie weit erfüllt
beispiels weise eine EVU als eine nach
wirtschaftlichen Grundsätzen optimie-
rungsorientierte Aktiengesellschaft
vorab uneingeschränkt das öffentliche
Interesse und darf damit den Enteig-
nungsanspruch gegenüber Grundeigen-
tümern geltend machen? Die in den
Vertragsverhandlungen immer wieder
in den Raum gestellte „Entschädigungs-
keule“ erscheint jedenfalls problema-
tisch. Ein weiterer Aspekt ergibt sich

aus der künftig höherwertigen Nutzung
der „enteigneten“ Grundstücke. Das
Produkt (Strom etc.) kommt zwar der
Allgemeinheit zu, der Unternehmerge-
winn jedoch einem eingeschränkten
Kreis der Aktionäre und nicht mehr –
wie früher – dem öffentlichen Haushalt.

Bedarfsprüfung

Unter Enteignung ist der vollständige
oder teilweise Entzug (Recht auf Ein-
räumung von Servituten) von Eigentum
zu verstehen. Grundvoraussetzungen
für Eigentumseingriffe (Enteignung, Be-
wirtschaftungsbeschränkung) ist ein
vorliegendes öffentliches Interesse, wel-
ches technisch nur auf dem zu enteig-
nenden Grundstück zur Umsetzung ge-
langen kann. Es muss somit ein kon-
kreter Bedarf vorliegen, dessen De -
ckung im öffentlichen Interesse liegt.
Das Enteignungsobjekt muss geeignet
sein, diesen Bedarf unmittelbar zu de -
cken und es muss unmöglich sein, den
Bedarf anders als durch Enteignung zu
decken. Eine Enteignung ist daher erst
dann zulässig, wenn ein Versuch des
Enteignungswerbers, das Eigentum pri-
vatrechtlich zu erwerben, gescheitert
ist. Die Enteignung ist sohin die „ultima
ratio“ der Durchsetzung zur Realisie-
rung eines Vorhabens. Bei nicht ver-
wirklichtem Enteignungszweck ergibt
sich somit auch ein Anspruch des Ent-
eigneten auf Rückübereignung. 

Rechtsgrundlagen

In der Land- und Forstwirtschaft er-
geben sich Enteignungsverfahren aus
der Errichtung infrastruktureller Ein-
richtungen und Vorsorgemaßnahmen
(Schutzgebiete). Die maßgeblichen
Rechtsgrundlagen sind hier:
n Eisenbahn-Enteignungsentschädi -

gungsgesetz (EisbEG 1954) 
n Starkstromwegegesetz (1968), Ener-

gielenkungsgesetz (1982), Landes-
elektrizitätsgesetze

n Rohrleitungsgesetz (1975), Gaswirt-
schaftsgesetz (2000)

n Mineralrohstoffgesetz (MinroG 1999)
n Telekommunikationsgesetz (2003)
n Luftfahrtsgesetz (1957)
n Bundesstraßengesetz (BStG 1971),

Landesstraßengesetze
n Wasserrechtsgesetz (WRG 1959)
n Forstgesetz (ForstG 1975)
n Bodenbeschaffungsgesetz (BoG 1974)
n Landesnaturschutzgesetze

Entschädigungshöhe

Das Wesen der Enteignungsentschä-
digung ist die gerechte Ersatzleistung
für das dem Enteigneten abgenötigte

Ob beim Bau von
Energieversorgungs-
einrichtungen, bei
der Umsetzung von
Maßnahmen des
Wasserschutzes oder
bei Naturschutz-
maßnahmen: Enteig-
nungen stellen Ein-
griffe ins Eigen-
tumsrecht dar. Auch
der Wald(Grund) -
besitzer sollte über
die rechtlichen Hin-
tergründe Bescheid
wissen.

Rechtliche Grundlagen von
Eigentumseingriffen im Wald 
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orientieren müsste. Offensichtlich greift
– aus juristischer Wertungssicht – hier
die Sozialpflichtigkeit des Eigentums;
dem Waldeigentümer wird demnach
zugemutet im Sinne seiner gesellschaft-
lichen Verpflichtungen Eigenflächen für
die öffentliche Trinkwasserversorgung
grundsätzlich kostenlos zur Verfügung
zu stellen; er hat also die Nutzung des
Rohstoffes Trinkwasser entschädigungs-
los zu ermöglichen. Gerade in Zeiten,
wo der größte österreichische Forstbe-
trieb den grenzüberschreitenden Han -
del mit Trinkwasser als eine wirtschaft-
liche Zukunftschance zu erkennen
glaubt, gilt es wohl auch, diese VwGH-
Judikatur neu zu überdenken.

Unterschiedliche Regelungen
im Naturschutzrecht

Naturschutzrecht ist Landesrecht.
Neun Landesgesetzgeber geben diffe-
renzierte Regelungen zur Entschädi-
gung von Bewirtschaftungsbeschrän-
kungen in Schutzgebieten vor. Zwei
„Entschädigungsphilosophien“ bestim-
men die bisherige Rechtsprechung. Im
Gegensatz zur BRD ist diese jedoch
noch nicht ausreichend verfestigt,
indem naturschutzrelevante Fragestel-
lungen mit Bezug auf nur bedingt
 vergleichbare Erkenntnisse judiziert
werden.

Theoretische 
Verwendbarkeit

Die Entschädigung
von Nutzungsverbo-
ten erfolgt auf
Grundlage der kon-
kreten Verwendbar-
keit der betroffenen
Grundstücke nach
der Sach- und Rechts-
lage unmittelbar vor
dem enteignungsglei-
chen Eingriff. Es er-
folgt die Abgeltung
aller rechtlich mögli-
chen forstlichen Be-
wirtschaftungen, un-
geachtet der in der
Vergangenheit tat-
sächlich erfolgten Be-

wirtschaftungsintensität und der zum
Bewertungsstichtag dokumentierten Be-
wirtschaftungsabsichten bzw. realisti-
schen Bewirtschaftungsmöglichkeiten. 

Tätsächliche 
Bewirtschaftungsintensität

Die Entschädigung ergibt sich aus
dem Nutzungsentgang (Ertragsausfall).
Die Abgeltung der behördlichen Nut-
zungsverbote entspricht den tatsächlich
schutzgebietsbedingten Ertragseinbußen
(Mindererträge). Maßgeblich ist die bis-
herige, tatsächlich erfolgte Bewirtschaf-
tungsintensität bzw. die zum Bewer-
tungsstichtag dokumentierte bzw.
zweckmäßige Bewirtschaftung (Refe-
renzwirtschaft). Die Verkehrswertmin-
derung bleibt unberücksichtigt.

Entschädigungen oder Entgelt

Entschädigungen sind keine vertrag-
lich verhandelten Entgelte, sondern ein-
seitig mit Bescheid bestimmte Abgel-
tungen. In der Praxis werden zumeist
einvernehmliche „Entschädigungen“
verhandelt. Hierbei handelt es sich aber
um beidseits verhandelte Vertragsrege-
lungen, die de facto eine vermögens-
rechtliche Besserstellung des von öf-
fentlichen Eingriffen betroffenen
Grundeigen tümers darstellen. n

Sonderopfer (Nach-
teilsausgleich). Die
Entschädigung darf
somit zu keiner
Schlechterstellung,
aber auch nicht zu
einer Besserstellung
des Betroffenen führen. Maßgeblich ist
nicht die augenblickliche Verwendung,
sondern die aktuell bestehende wirt-
schaftliche Verwendungsmöglichkeit.
Zukünftige, unbestimmte Erwartungs-
erhaltungen (Entwicklungspotenzial)
sind nicht Inhalt einer Enteignungsent-
schädigung. Zu prüfen gilt es auch die
Dauer und Intensität der Einschrän -
kung im Hinblick auf die bisherige Nut-
zung. Die Entschädigungsbemessung
muss sich daher nicht zwingend im
Verkehrswert erschöpfen; vielmehr ist
die Wiederherstellung der wirtschaftli-
chen Werte relevant.

Ungleichheit bei Bewirtschaf-
tungsbeschränkungen

Jedoch können aus den Materienge-
setzen unterschiedliche Entschädi-
gungsansprüche folgern. Die Auswei-
sung eines Wasserschutzgebietes auf
Waldboden hat für den Waldeigentü-
mer einer Bannlegung vergleichbare
Auswirkungen auf seine forstlichen Be-
wirtschaftungsmöglichkeiten. Diese Be-
wirtschaftungsauflagen werden durch
einen Wasserrechtsbescheid vorge-
schrieben. Die angemessene Entschädi-
gung beschränkt sich aber auf den Er-
tragsausfall und schließt die Berück-
sichtigung einer Verkehrswertminde-
rung aus. 

Diese rechtliche Einschätzung ver-
wundert, da sich eine „angemessene
Entschädigung“ am für den Grundei-
gentümer eintretenden Verkehrswert-
verlust (vermögensrechtlicher Nachteil)
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